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Erlass von Steuern  und vereinfachte Veranlagung 
Sachverhalt

In meiner Funktion als Beistand, stellte ich bisher bei Rentenbezügern mit Ergänzungsleistungen jeweils entweder den Antrag auf Veranlagung nach Art. 41StG oder/und ein Erlassgesuch für die Steuern.

Das Problem ist, dass in diesen Fällen die AHV- oder IV-Rentenleistungen nachgewiesenermassen nicht ausreichen, um den Lebensunterhalt zu bestreiten – daher werden ja Ergänzungsleistungen ausgerichtet.

Gemäss Art. 29 Abs. h StG sind Ergänzungsleistungen steuerfrei und nicht pfändbar und die IV- oder AHV-Renten sind steuerpflichtig aber ebenfalls nicht pfändbar. 

Die Berechnung des Budgets für den Steuererlass geschieht unter Einbezug der Renten und der Ergänzungsleistungen, auf der Grundlage des betreibungsrechtlichen Existenzminimums.

Dieses Existenzminimum ist aber üblicherweise tiefer als die Berechnung der Ergänzungsleistungen; also: wenn das Erlassgesuch nach obigen Kriterien bemessen wird, werden (alle) Bezüger von Ergänzungsleistungen steuerpflichtig, auch wenn ihr Vermögen unter der EL-Freigrenze liegt.

Es ist meines Erachtens sehr stossend, wie sich in der letzten Zeit hier eine Verschärfung der Praxis eingeschlichen hat; war es doch früher noch möglich, ein Erlassgesuch unter Hinweis auf die Ergänzungsleistungen bewilligt zu bekommen. Nach meiner Ansicht kommt diese Praxis einer Besteuerung der Zusatzleistungen zur Rente gleich, was sicher nicht die Absicht des Gesetzgebers sein kann (was aber im Kanton Bern nicht offensichtlich klar ist, hat dieser doch eine Standesinitiative eingereicht, um auch die Sozialhilfe zu besteuern). 

Gibt es tatsächlich keine andere Möglichkeit, als den Klienten zu raten, ihre Steuern entweder zähneknirschend zu bezahlen oder eben nicht zu bezahlen und sich betreiben zu lassen (mit Zusatzkosten für den Kanton und  einem Verlustschein als Endergebnis)?

Bist Du auf diese Problematik auch schon gestossen? Ist dies einzig auf politischem Wege anzugehen oder gibt es juristische Möglichkeiten, die Aussicht auf Erfolg versprechen? Muss ich einfach meine Vorstellung von ‚Steuer-Gerechtigkeit’ revidieren und akzeptieren lernen, dass kein Unterschied mehr gemacht wird zwischen verschuldeten- und einkommensschwachen Steuerzahlern? 

Erwägungen

1. Bei der Beurteilung der Frage, welche Anträge der Steuerverwaltung zu unterbreiten sind, sind mindestens fünf Fall-Kategorien zu unterscheiden:

a. Es liegt eine rechtskräftige Verfügung vor für eine Person, die zum Zeitpunkt der Verfügung handlungsfähig war, und die Steuerrechnung ist noch offen. Diesfalls ist ein Erlassgesuch zu stellen (Art. 240 StG und Art. 167 DBG).
b. Es liegt eine rechtskräftige Verfügung vor für eine Person, die zum Zeitpunkt der Verfügung handlungsfähig war und die Steuerrechnung ist noch offen. Nachträglich werden aber erhebliche Tatsachen oder entscheidende Beweismittel entdeckt, oder die erkennende Behörde hat erhebliche Tatsachen oder entscheidende Beweismittel, die ihr bekannt gewesen sind oder hätten bekannt sein müssen, ausser Acht gelassen oder in anderer Weise wesentliche Verfahrensgrundsätze verletzt, oder die Verfügung wurde durch ein Verbrechen oder ein Vergehen beeinflusst. Diesfalls liegt ein Revisionsgrund vor (Art. 202 StG, Art. 147 DBG).

c. Es liegt eine rechtskräftige Verfügung vor für eine Person, die zum Zeitpunkt der Verfügung zwar handlungsfähig war,  sich aber aus gesundheitlichen Gründen nicht um das ordentliche Einhalten von Fristen (Einreichen der Steuererklärung, Einsprachefristen) halten konnte. Diesfalls kann statt ein Gesuch um Revision ein Gesuch um Wiedereinsetzung in die Frist beantragt werden (Art. 161 StG Kt. Bern).

d. Es liegt eine rechtskräftige Verfügung für eine Person vor, welche zum Zeitpunkt der Verfügung nicht handlungsfähig war und damit durch ihre Handlungen (beziehungsweise Unterlassungen) sich nicht verpflichten konnte, und die Steuerrechnung ist noch offen. Diesfalls konnte die Veranlagung solange nicht in Kraft treten, als sie nicht rechtsgültig eröffnet wurde. Innert der Einsprachefrist ist vom Mandatsträger Einsprache zu erheben, sobald er von der Veranlagung Kenntnis erhält. 
e. Künftige Steuerschulden sind zu vermeiden. Diesfalls ist eine vereinfachte Veranlagung anzustreben (Taxation Null, Art. 41 StG).
2. Weil sich die Anfrage nur auf den Fall a) bezieht, beschränkt sich die Antwort auf diesen Sachverhalt.

a. Nur rechtskräftig veranlagte und in Rechnung gestellte Steuerforderungen können Gegenstand eines Erlassgesuchs sein. Bereits bezahlte Steuerbeträge werden nur erlassen, wenn die Zahlung unter ausdrücklichem Vorbehalt geleistet worden ist. Erlassen werden in der Regel der Steuerbetrag und die darauf entfallenden Zinsen. Bussen und damit zusammenhängende Nachsteuern werden nur in besonderen Ausnahmefällen erlassen. Der Erlass richtet sich im Kanton Bern für Gemeinde- und Staatssteuern nach Art. 240 SteuerG (BSG 661.11), für die direkte Bundessteuer nach Art. 167 DBG:

(Kanton Bern)

Art. 240 Erlass der Steuer 

1  Ist die Zahlung von rechtskräftig festgesetzten Kantons-, Gemeinde- oder Kirchensteuern, von Zinsen, Gebühren oder Bussen mit einer erheblichen Härte verbunden, so können diese ganz oder teilweise erlassen werden. 
2  Das Erlassgesuch muss schriftlich, begründet und mit den nötigen Beweismitteln bei der zuständigen Gemeinde eingereicht werden. 
3  Für den Erlass von Kantonssteuern ist zuständig: 
a) 
der Regierungsrat, sofern der Erlass eines Kantonssteuerbetrages von mehr als 50 000 Franken beantragt wird, ausgenommen bei aussergerichtlichen Nachlassverträgen und bei Überschuldung,  [Fassung vom 24. 2. 2008] 
b) 
die kantonale Steuerverwaltung in den übrigen Fällen. Die Finanzdirektion kann deren Zuständigkeit einer Gemeinde übertragen.

4  Für den Erlass von Gemeindesteuern ist die Gemeinde zuständig. Sie kann ihre Erlasskompetenzen auf die für den Erlass der Kantonssteuer zuständige Behörde übertragen.
 5  Sind die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, so hat die steuerpflichtige Person Anspruch auf Steuererlass. Die Gewährung des Steuererlasses kann an Bedingungen wie Abzahlungen oder die Leistung von Sicherheiten geknüpft werden.  [Fassung vom 24. 2. 2008] 
6  Das Erlassverfahren ist kostenfrei. Kosten können ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn ein Gesuch offensichtlich unbegründet ist. 
7  Gegen Erlassentscheide kann Rekurs an die Steuerrekurskommission erhoben werden.
(Bund)

Art. 167 Erlass der Steuer

1 Dem Steuerpflichtigen, für den infolge einer Notlage die Bezahlung der Steuer, eines Zinses oder einer Busse wegen Übertretung eine grosse Härte bedeuten würde, können die geschuldeten Beträge ganz oder teilweise erlassen werden. 
2 Das Erlassgesuch muss schriftlich begründet und mit den nötigen Beweismitteln der zuständigen kantonalen Verwaltung für die direkte Bundessteuer eingereicht werden. In Quellensteuerfällen ist das Gesuch in Verbindung mit dem Begehren um Erlass von Staats- und Gemeindesteuern der in diesem Verfahren zuständigen Behörde einzureichen. Diese ermittelt den Bundessteueranteil und leitet ein Doppel des Gesuches an die für den Erlass der direkten Bundessteuer zuständige Behörde weiter, wenn sie nicht selber auf das Gesuch eintreten darf. 
3 …109 
4 Das Erlassverfahren ist kostenfrei. Dem Gesuchsteller können indessen die Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn er ein offensichtlich unbegründetes Gesuch eingereicht hat.

b. Während bei Vorliegen von Erlassgründen im Kanton Bern für Gemeinde- und Staatssteuern ein Rechtsanspruch auf Erlass besteht, hat der Bund den Erlass als „Kann-Vorschrift“ formuliert (Urteile des Bundesgerichts 2D_138/2007; 2D_16/2008; 2D_5/2008). In jedem Fall muss die zuständige Steuerbehörde aber den Entscheid aufgrund des Anspruchs auf rechtliches Gehör materiell begründen (Urteil Bundesgericht 2D_7/2008).


c. Ein Erlass ist zu gewähren, wenn sich der Pflichtige in einer Notlage befindet beziehungsweise die Bezahlung der Steuern, Zinsen oder Bussen mit einer besondern Härte verbunden wäre. 
Eine Notlage liegt vor, wenn der ganze geschuldete Betrag in einem Missverhältnis zur finanziellen Leistungsfähigkeit der steuerpflichtigen Person steht. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn die Steuerschuld trotz Einschränkung der Lebenshaltungskosten auf das Existenzminimum in absehbarer Zeit nicht vollumfänglich beglichen werden kann. In jedem Fall liegt eine Notlage vor bei Einkommens- und Vermögenslosigkeit  oder wenn die öffentliche Hand für die Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Person und deren Familie aufkommen muss (M. Zweifel, H. Casanova: Schweizerisches Steuerverfahrensrecht. Direkte Steuern, Seite 445 f.; Art. 9 Verordnung vom 19. Dezember 1994 über die Behandlung von Erlassgesuchen für die direkte Bundessteuer ( SR 642.121 [EV DBG]; ausführlich zum Begriff der Notlage: VGer GR 29.8.2006, StE [2006] B 99.3 Nr. 5 E. 2a). Allgemein wird eine Notlage nur angenommen, wenn die Bezahlung der geschuldeten Steuer dem Steuerpflichtigen nicht oder nur unter unzumutbaren Einschränkungen in seiner Lebenshaltung möglich ist (Art. 3 Abs. 2 EV DBG). Massgebend sind die gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse der steuerpflichtigen Person im Zeitpunkt des Entscheids, wobei jedoch auch die Entwicklung seit der Veranlagung, auf die sich das Erlassbegehren bezieht, sowie die Zukunftsaussichten zu berücksichtigen sind (Vgl. für die direkte Bundessteuer Art. 3 Abs. 1 EV DBG; VGer GR 29.8.2006, StE (2006) B 99.3 Nr. 5.) Übliche Einkommensschwankungen als solche begründen noch keine Notlage (Art. 12 Abs. 1 EV DBG).

Eine Notlage als solche rechtfertigt nicht ohne weiteres einen Erlass. Vielmehr bedarf es in der Regel als zweite Voraussetzung der Tatsache, dass die Bezahlung der Steuer für den Steuerpflichtigen deswegen eine grosse Härte bedeuten würde. Während das Kriterium der Notlage ausschliesslich die wirtschaftliche Lage des Schuldners berücksichtigt, können unter dem Aspekt der grossen Härte auch andere Umstände massgebend sein, namentlich Billigkeitserwägungen. Die beiden kumulativen Voraussetzungen des Erlasses gemäss Art. 167 Abs. 1 DBG überschneiden sich und sie werden teilweise vermischt (M. Zweifel, H. Casanova, a.a.O. S. 446 f.). Eine grosse Härte kann sich aus den besonderen Ursachen der Notlage ergeben. Dies trifft etwa zu, wenn die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen durch besondere Umstände wie aussergewöhnliche Belastung durch den Unterhalt der Familie, andauernde Arbeitslosigkeit oder Krankheit, Unglücksfälle usw. erheblich beeinträchtigt wird. Strengere Massstäbe gelten hingegen, wenn z.B. Leichtsinn und überhöhter Lebensstandard erheblich zur angespannten finanziellen Situation beigetragen haben. Ebenso kann im Erlassentscheid berücksichtigt werden, dass der steuerpflichtigen Person im Zeitpunkt der Fälligkeit allenfalls eine fristgerechte Zahlung möglich gewesen wäre (Art. 3 Abs. 3 EV DBG). Selbstverschuldet und nicht erlasswürdig ist eine Notlage, wenn sich die steuerpflichtige Person freiwillig ihrer Einkommensquellen oder Vermögenswerte entäussert hat (Art. 12 Abs. 2 EV DBG). 

Vorhandenes Vermögen schliesst einen Steuererlass nicht von vornherein aus. Massgebend ist vielmehr, ob die Belastung oder Verwertung dieses Vermögens als zumutbar erscheint (Art. 11 EV DBG). 

Ist eine steuerpflichtige Person überschuldet, so befindet sie sich zwar in besonders schwierigen Verhältnissen. Weil ihre Mittel aber nicht zur Befriedigung aller Gläubiger ausreichen, würde nicht sie selbst von einem Verzicht der Steuerbehörden profitieren, sondern primär ihre übrigen Gläubiger, welche beim Zugriff auf das pfändbare Einkommen und Vermögen einen Konkurrenten verlieren. Es ist daher sachlich haltbar, wenn unter diesen Umständen von einem Steuererlass abgesehen wird. Immerhin sieht die vom Bundesgericht beurteilte bernische Regelung ausdrücklich die Möglichkeit eines Steuererlasses trotz Überschuldung vor, falls die übrigen Gläubiger im gleichen Masse wie die Steuerbehörden auf ihre Forderung verzichten. In einem solchen Fall kann keiner der Gläubiger vom Verzicht der anderen profitieren und der Steuererlass trägt zur Sanierung der Finanzen des Steuerpflichtigen bei. Damit wird der Zweck der Regelung erreicht und sichergestellt, dass ein Steuererlass nur gewährt wird, wenn er dem Steuerpflichtigen und nicht Dritten zugute kommt (BGer 2P.307/2004 vom 9.12.2004, NStP 2005, 1 E. 3.). Im diesem Sinn sieht auch Art. 10 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 EV DBG vor, dass ein Erlass allenfalls vom gleichwertigen Verzicht der übrigen Gläubiger des Steuerschuldners abhängig gemacht wird. Auf jeden Fall sollen nicht andere Gläubiger bevorzugt werden. 

Im Übrigen ist auch nicht zu übersehen, dass in der Regel die Sicherung des existenznotwendigen Bedarfs bereits durch das Betreibungsrecht erfüllt wird: Auch für staatliche Steuerforderungen gilt die Pfändungsbeschränkung gemäss Art. 93 SchKG. Wenn der Steuerpflichtige die veranlagte Steuer infolge Bedürftigkeit nicht bezahlt und deswegen vom Staat betrieben wird, schützt ihn das Betreibungsrecht davor, dass zugunsten der staatlichen Steuerforderung in seinen otbedarf eingegriffen wird (M. Zweifel, H. Casanova, a.a.O. S. 447). Damit ist nach Ansicht des Bundesgerichts dem verfassungsrechtlichen Anspruch auf Existenzsicherung Genüge getan (BGE 122 I 101 E. 3b; vgl. auch BGer 22.1.1998, NStP 1998, 59 E. 3).

Vereinzelt dient der Erlassgrund der besonderen oder offenbaren Härte ausnahmsweise doch auch dazu, Unbilligkeiten der gesetzlichen Ordnung auszugleichen, d.h. die allzu harten Folgen an sich gesetzeskonformer Entscheide zu mildern. Auch diesfalls darf die Erlassbehörde hingegen rechtskräftige Veranlagungen nicht auf ihre Gesetzmässigkeit und materielle Richtigkeit überprüfen, weshalb der Härtefall nicht mit der materiellen Unrichtigkeit der Veranlagung begründet werden kann (M. Zweifel, H. Casanova, a.a.O. S. 448; vgl. dazu etwa RR BE 19.2.1975, NStP 1975, 85).


d. Gegen den negativen (zu begründenden) Entscheid der Steuererlassbehörde kann Rekurs bei der Steuerrekurskommission erhoben werden (Art. 240 Abs. 7 StG).


e. Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass gemäss Art. 45 der Verordnung über den Bezug und die Verzinsung von Abgaben und anderen zum Inkasso übertragenen Forderungen, über Zahlungserleichterungen, Erlass sowie Abschreibungen infolge Uneinbringlichkeit (Bezugsverordnung, BEZV, BSG 661.733)  auf einen Steuererlass verzichtet werden kann, wenn die steuerpflichtige Person 

a) 
ihre Pflichten im Veranlagungsverfahren ernstlich verletzt hat (wie Nichteinreichen der Steuererklärung oder einverlangter Belege); 

b) 
die zur Beurteilung des Steuererlassgesuchs einverlangten Belege nicht einreicht; 

c)
 überschuldet ist und ein Steuererlass vorab ihren übrigen Gläubigern zugute kommen würde, es sei denn, die anderen Gläubiger verzichten im gleichen Ausmass auf ihre Forderungen; 

d)
sich absichtlich oder grobfahrlässig ausser Stande gesetzt hat, ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber Kanton und Gemeinde nachzukommen; 

e)
verstorben ist und Steuererlassgründe bei den Erben nicht vorliegen.

3. Nach dem Gesagten wird es in der Regel nicht ausreichen, allein Aufgrund eines EL-Anspruchs einen Steuererlass zu erwirken. Zusätzlich ist zu prüfen, welches Vermögen die pflichtige Person aufweist, in welchem Verhältnis der geschuldete Steuerbetrag zu diesem Vermögen steht und ob ein Vermögensverzehr zumutbar sei oder zu einer Notlage beziehungsweise einer besonderen Härte führe. Massgeblich scheinen deshalb die Verhältnisse des Einzelfalls und die Begründung der Steuererlassbehörde. Wenn ein Steuerpflichtiger überhaupt kein Vermögen hat, nur über Steuerschulden verfügt und diese betragsmässig nur über längere Perioden und unter unzumutbaren Einschränkungen abzubezahlen sind, müsste ein Erlass erreichbar sein. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18. April 2009
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